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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Pfeffermann, Pfeifer, Benz, 
Engeisberger, Dr. Franz, Roser, Dr. Freiherr Spies von Büiiesheim, Dr. Stavenhagen, 
Frau Dr. Waiz und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2683 - 

betr. Prioritäten in der Forschungspoiitik 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 4. November 1974 die Kleine Anfrage für die 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Von welchen Prioritäten unter den einzelnen Programmen geht 
die Bundesregierung gegenwärtig in ihrer Forschungspoiitik 
aus, und plant sie eine Umstrukturierung ihrer Prioritäten? ' 

Die Bundesregierung verfolgt bei ihrer Förderung von For- 
schung und Technologie eine Politik der Kontinuität, Sie baut 
dabei auf die Neuorientierung der Forschungspolitik am Bedarf 
der Gesellschaft auf, wie sie in den Jahren 1969 und 1970 ein- 
geleitet wurde. Die sich hieraus ergebenden Ziele lassen sich 
wie folgt kurz zusammenfassen; 

— Sicherung der Leistungsfähigkeit unserer Volkswirtschaft 
und der Arbeitsplätze als materielle Grundlage der Befriedi- 
gung gesellschaftlicher Bedürfnisse-, 

— Beitrag der Forschung zum Ausbau und zur Verbesserung 
der Infrastruktur und der Lebensbedingungen der Menschen; 

— Förderung der Grundlagenforschung. 

Die Bundesregierung hat ihre Zielsetzung ausführlich in der 
Antwort auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 

— Drucksache 7/1279 - dargestellt und im Deutschen Bundestag 
am 21. März 1974 erläutert. Finanzielle Ansätze und jährliche 
Steigerungsraten im Bundeshaushalt und in der Finanzplanung 
kennzeichnen für die verschiedenen Programme die gegen- 
wärtigen finanziellen Prioritäten der Forschungs- und Techno- 
logieförderung des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie. Daraus ergibt sich, daß die Bundesregierung nicht 


Druck: Thenöe Druck KQ, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7I27S^ 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


eine Umstrukturierung der Forschungsprioritäten plant; die 
Ziele der Forschungspolitik müssen allerdings immer wieder 
in Forschungsprogramme und Leistungspläne umgesetzt und 
konkretisiert werden. Folgende Bereiche weisen hohe Zuwachs- 
raten auf: das Forschungsprogramm Humanisierung des Arbeits- 
lebens, angewandte Sozialforschung und das Rahmenprogramm 
Energieforschung; innerhalb der einzelnen Programme wird der 
Anwendung für wichtige öffentliche Aufgaben besonderer Raum 
gegeben, z. B. dem Einsatz von Forschung und Technologie zur 
Verbesserung des Gesundheitswesens oder zur Sicherung ma- 
terieller Ressourcen für unsere Volkswirtschaft (Energie, Roh- 
stoffe). 


2. Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat in einem 
Interview mit dem Bayerischen Rundfunk am 5. Oktober 1974 
zur Frage nach den künftigen Prioritäten der Forschungspolitik 
ausgeführt „Es wird nötig sein, in Zukunft sehr viel mehr als 
bisher auf den unmittelbaren Bedarf der Gesellschaft und der 
einzelnen Menschen in der Gesellschaft einzugehen". Was ver- 
steht die Bundesregierung in diesem Zusammenhang konkret 
unter dem „unmittelbaren Bedarf der Gesellschaft"? 

Die Bundesregierung hat diese Frage bereits am 3. April 1974 
im Rahmen einer Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU 
hetr. Forschungspolitik und gesellschaftliche Bedürfnisse - 
Drucksache 7/1825 - beantwortet. Sie verweist auf ihre ent- 
sprechenden Ausführungen. 


3. Fallen die Bereiche für Energieforschung, Verkehrsforschung 
und Grundlagenforschung unter diejenigen, für die im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung die Mittel - wie sich der 
Bundesminister für Forschung und Technologie ausdrückte - 
„anteilmäßig zurückgehen müssen", und falls nicht, für welche 
Bereiche und in welchem Umfange müssen die Mittel „anteil- 
mäßig zurückgehen"? 

Es ist nicht beabsichtigt, die Grundlagenforschung, die Energie- 
forschung oder die Verkehrsforschung zu vermindern. Die Bun- 
desregierung hält es weder für möglich noch für sinnvoll, im 
Rahmen einer Kleinen Anfrage die mittelfristige Finanzplanung 
aufzuschlüsseln. 


4. Wie viele Gutachten wurden vom Bundesminister für Forschung 
und Technologie in den vergangenen 15 Jahren zu allgemeinen 
Problemen der Forschungspolitik und dem besonderen Aspekt 
der Prioritätenfestsetzung, nach Sachgebieten, Auftragnehmer 
und Auftragssumme gegliedert, vergeben? 

Uber die vom Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie zu allgemeinen Problemen der Forschungspolitik seit 1969 
vergebenen Gutachten gibt die folgende Zusammenstellung 
(Stand: 1. Oktober 1974) Auskunft: 
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Nr. Thema 


Auftragnehmer 


Auftragssumme Laufzeit 


1. 

2. 

3. 

4. 


5. 


6. 


7. 


8. 


9. 


10 . 

11. 


Methoden der Prioritäts- 
bestimmung 

Methoden der Prioritäts- 
bestimmung 

Methoden der Prioritäts- 
bestimmung 

Methoden und Probleme der 
Forschungs- und Entwicklungs- 
planung unter besonderer 
Berücksichtigung der Proble- 
matik der Prioritätsbestimmung 
Studie; Untersuchung über 
Forschung und Öffentlichkeit 
im Zusammenhang mit 
Forschungsbericht IV 
Studie: Die japanische Techno- 
logieplanung, technologische 
Strategie im Informationszeit- 
alter 

Studie: Durchführung und 
Auswertung einer Umfrage zur 
Forschungspolitik und zum 
Forschungsbericht IV 
Fragen der industriellen 
F + E-Förderung, insbesondere 
Zusammenarbeit zwischen 
Staat und Wirtschaft 
Untersuchung über bessere 
Zusammenarbeit von Industrie 
und Forschungsinstitutionen 
zur Verwendung von vorhan- 
denem know-how 
Kritische Analyse des F + E- 
Standes von Systemen gesell- 
schaftlicher Daten 
Erfassung und ökonomische 
Bewertung technologischer 
Entwicklungstendenzen auf der 
Basis des im Deutschen Patent- 
amt vorhandenen Daten- 
materials und technologischen 
Wissens 


Prognos AG, Basel 

Batelle-Institut e.V., 
Frankfurt/M. 

Zentrum Berlin für 
Zukunftsforschung e.V., 
Berlin 

Studiengruppe für 

Systemforschung, 

Heidelberg 


Institut für Kommuni- 
kationsplanung, Bonn 


Ostasien-Institut, Bonn 


Infratest GmbH & Co. 
KG, München 


Prognos AG, Basel 


ABT-Associates Inc., 
Cambridge, USA 
Systemplan e.V., 
Heidelberg 

FU Berlin 


Fraunhofer-Gesellschaft 
zur Förderung der ange- 
wandten Forschung e.V., 
München 


40 000 DM 
34 000 DM 
42 000 DM 

Grundfinan- 

zierung 


260 573 DM 


84 713 DM 


85 007 DM 


48 532 DM 


1 067 000 DM 


40 000 DM 

215 000 DM 


Außer einer Vorstudie zu Nummer 1 derselben Firma liegen 
aus der Zeit vor 1969 keine vergleichbaren Gutachten vor. 


1970 

1970 

1970 

1970 

1970-72 

1970-72 

1972 

1972- 73 

1973- 75 

1974 

1974- 75 
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5. Wie vollzieht sich im einzelnen die Prioritätensetzung im 
Bundesministerium für Forschung und Technologie als dem 
federführenden Ressort für Forschungspolitik für die gesamte 
Bundesregierung, und welche methodischen Ansätze, die in 
den verschiedensten Gutachten angeführt sind, werden hierbei 
verwendet, und wie geschieht dies bei den folgenden For- 
schungsschwerpunkten : 

a) Energieforschung, 

b) Weltraumforschung, 

c) Grundlagenforschung, 

d) Sozialwissenschaftliche Forschung, 

e) Forschung im Dienst der Gesundheit? 

Die Prioritätensetzung erfolgt auf der Grundlage der in der 
Regierungserklärung gegebenen Leitziele, aufgrund von Be- 
schlüssen des Bundeskabinetts, z. B. bei der Verabschiedung 
von Förderungsprogrammen und im Rahmen der Beschlüsse 
von Bundesregierung und Parlament über den jährlichen Haus- 
halt und die Finanzplanung. Im Bundesministerium für For- 
schung und Technologie werden die entsprechenden Entschei- 
dungen bei der Diskussion der einzelnen Programme, insbeson- 
dere auch bei den in der Frage unter a) bis e) genannten, ge- 
troffen. Die Abstimmung zwischen den Programmen wird durch 
eine Arbeitsgruppe „Programmplanung“ vorbereitet. Das Mini- 
sterium stützt seine Entscheidungen auf die Beratungsergeb- 
nisse seiner Beratungsgremien. Wichtige Arbeitsmethoden, die 
den Sachverstand außerhalb des Ministeriums einbeziehen, sind 
insbesondere vorbereitende Gutachten und Studien, Anhörun- 
gen, Kolloquien und Statusseminare. 

Zur Koordinierung der ressortbezogenen Forschung hat der 
Bundesminister für Forschung und Technologie im BT- Aus- 
schuß für Forschung und Technologie die Veröffentlichung einer 
Konzeption für das Frühjahr 1975 angekündigt. 


6. In welchem Umfange ist überhaupt eine Forschungsplanung für 
die gesamte Bundesrepublik Deutschland möglich, wenn über 
den gegenwärtigen Stand der Forschung, insbesondere über die 
Aktivitäten im nichtstaatlichen Bereich, nur geringe Informa- 
tionen vorliegen, und wie kann die Bundesregierung verhin- 
dern, daß infolge dieser geringen Information über bestehende 
Forschungsvorhaben außerhalb des staatlichen Sektors, For- 
schungsvorhaben gefördert werden, die an anderer Stelle schon 
längst erledigt wurden? 

Der zwischen Bund und Ländern erarbeitete Entwurf einer 
Rahmenvereinbarung zur gemeinsamen Förderung der For- 
schung zwischen Bund und Ländern gemäß/ 91 b des Grund- 
gesetzes soll eine bessere forschungspolitische Zusammenarbeit 
im Verhältnis zwischen Bund und Ländern ermöglichen. In die- 
sem Abkommen sind nicht nur ein eingehender Informations- 
austausch, sondern in wichtigen Förderbereichen auch eine Ab- 
stimmung und Kooperation vorgesehen. 

Der weitaus größte Teil der staatlichen Fördermittel für die 
Industrieforschung (ohne Verteidigungsforschung) entfällt auf 
die vier Sektoren Energie -- Datenverarbeitung - Luft- und 
Raumfahrt - Elektrotechnik. Diese Förderung erfolgt im Rah- 
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men der Förderprogramme des Bundesministers für Wirtschaft 
und des Bundesministers für Forschung und Technologie. Durch 
die Einbeziehung von Sachverständigen aus der Wirtschaft in 
die Beratungen und durch die angewendeten Prüf- und Begut- 
achtungsverfahren ist ein ausreichender Informationsaustausch 
über die in der Wirtschaft bearbeiteten Forschungsvorhaben 
sichergestellt. 


7. In welchem Umfange findet bei festgelegter Priorität in der 
Forsdiungspolitik eine Abgrenzung der staatlichen direkten und 
indirekten Maßnahmen gegenüber den Forschungsanstrengun- 
gen in der Wirtschaft statt, und welche Kriterien legt hierbei 
die Bundesregierung im einzelnen an? 

Die Abgrenzung erfolgt entsprechend den unterschiedlichen 
Zielsetzungen und Motivationen staatlicher Förderungspolitik 
einerseits und industrieller Forschungsanstrengungen anderer- 
seits. Die Bundesregierung ist bestrebt, dabei der Initiative und 
Eigenverantwortung der Wirtschaft ausreichenden Raum zu ge- 
ben. Sie hat hierzu in der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
CDU/CSU - Drucksache 7/1988 - im übrigen wie folgt Stellung 
genommen: 

In weiten Bereichen der Wirtschaft wird auch künftig Forschung, 
Entwicklung und Innovation im industriellen Wettbewerb, d. h. 
überwiegend in Eigeninitiative der Unternehmen finanziert 
und durchgeführt werden. Der Staat muß jedoch in Erfüllung 
seiner Aufgaben dafür sorgen, daß 

— auch langfristige und risikoreiche technologische Entwick- 
lungen - vor allem in Schlüsselbereichen - rechtzeitig und 
mit ausreichenden Mitteln aufgegriffen werden, um lang- 
fristig die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu erhalten 
und die Arbeitsplätze zu sichern, 

— die langfristige Sicherheit der Versorgung mit Energie, 
Rohstoffen und Nahrungsmitteln durch Forschung und Ent- 
wicklung weiter erhöht wird, 

— Technologien zur Verbesserung der technischen Infrastruk- 
tur und zur öffentlichen Aufgabenerfüllung zur Verfügung 
stehen (Transport und Verkehr, Kommunikation, Umwelt- 
schutz, Gesundheitsbereich und Arbeitswelt, Versorgung 
und Entsorgung) . 

Im einzelnen wird dazu auch auf die kürzlichen Antworten der 
Bundesregierung auf Kleine Anfragen der CDU/CSU - Druck- 
sachen 7/2035, 7/2343 - hingewiesen. 


8. Weldie Neuorientierung der Forschungspolitik wurde von dem 
Bundesminister für Forschung und Technologie bzw. seinem 
Vorgänger seit 1969 eingeleitet, und worauf bezieht sie sich 
bei ihren fortlaufenden Aussagen über eine Neuorientierung, 
welche Neuorientierung strebt insbesondere der jetzige For- 
schungsminister an, und wie begründet er sie im einzelnen 
gegenüber der Politik seiner Vorgänger? 

Ich verweise hierzu auf die Antwort zu Frage 1. 
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